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Auch in dieser Ausgabe der BetreV werden wieder aktuelle Themen und rechtliche 

Neuerungen angesprochen und erklärt, um Ihre wertvolle Arbeit der ehrenamtlichen 

rechtlichen Betreuung zu unterstützen. Gerne sehen wir Einzelberatungen in unseren 

Betreuungsstellen entgegen, um gezielt auf Ihre individuellen Problemlagen eingehen  

zu können und Sie zu beraten. Vielleicht gibt der ein oder andere Artikel hierzu  

Anregung oder Beratungsbedarf. 

Hinweise zu aktuellen Gesetzesänderungen  
finden Sie in den blauen Kästchen.

	 Silke Wiedemeier, 
 Redaktion

L I E B E  L E S E R I N N E N  U N D  L E S E R !

I N H A L T

Neues vom Betreuungsverein Lebenshilfe Brandenburg e. V.

Z W E I M A L  J Ä H R L I C H

Mit unserer Vereinszeitschrift möchten wir 
Sie über Neuigkeiten, rechtliche Grund-
lagen der Betreuungsführung und über 
Aktuelles rund um die Themen rechtlicher 
Betreuung und vorsorgenden Verfügungen 
informieren. Gerne greifen wir auch Ihre 
Anregungen und Themenwünsche auf. 

Sie erreichen unsere Redaktion per E-Mail 
unter info@lebenshilfe-betreuungsverein.de 
oder sprechen Sie unsere Mitarbeiter*innen 
in den Betreuungsstellen an.

SGB
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Wir unterstützen geistig, körperlich und  
psychisch beeinträchtigte Menschen …

bei der Regelung ihrer rechtlichen Angelegenheiten.  
Grundlage ist ein richterlicher Beschluss des zuständigen 
Betreuungsgerichtes und die klare Definition von Aufgabenkreisen.  
Wir unterliegen dabei der regelmäßigen gerichtlichen Prüfung.

Wir informieren und beraten …

zu Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen. Dazu gehört ebenso die Beratung 
zur Ausübung der Verfügung, aber auch die Unterstützung bei der Erstellung einer  
solchen Vollmacht.

Wir bieten in jeder Betreuungsstelle  
für ehrenamtlich tätige Betreuer*innen …

Beratungen und Fortbildungen. Auch wenn Sie sich gerade  
erst mit diesem Thema auseinandersetzen möchten, stehen wir 
Ihnen von Anfang an zur Seite.

www.lebenshilfe-betreuungsverein.de

Betreuungsverein
Lebenshilfe Brandenburg e. V.

Alle Betreuungsstellen  
im Überblick

Ihre Voraussetzungen:

	› abgeschlossenes Studium Soziale Arbeit/Rechtswissenschaft 
oder eine vergleichbare Qualifikation

	› Kenntnisse in gesetzlichen Regelungen  
des BGB und SGB I-XII

	› Erfahrungen im Umgang mit Menschen  
mit geistiger, körperlicher Behinderung  
und/oder psychischer Erkrankung

	› Organisationsvermögen, Flexibilität,  
hohe Belastbarkeit, eigenständiges Arbeiten

	› Teamfähigkeit, Lernbereitschaft

	› Fähigkeiten zum strukturierten  
und transparenten Handeln

	› Fahrerlaubnis PKW

Wir bieten Ihnen:

	› eine unbefristete Voll- oder Teilzeitstelle

	› ein freundliches Team

	› regelmäßige und vielfältige Weiterbildungsmöglichkeiten

	› Zuschuss zu den Kinderbetreuungskosten

	› Betriebsrente

	› Erholungsbeihilfe

	› Ferienlager

	› Mitnutzung eines Dienstfahrzeugs

Wenn Sie Interesse an einer abwechslungsreichen Tätigkeit 
haben, melden Sie sich bei uns unter:

bewerbung@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Wir suchen rechtliche Betreuende (w/m/d) 
für unsere Betreuungsstellen
Stellenausschreibung
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Nachbarschaftshilfe als Entlastungs- 
leistung – bis zu 131 € monatlich aus der 
Pflegeversicherung (§ 45b SGB XI)
Die Nachbarschaftshilfe für pflegebedürftige Menschen gewinnt in Deutschland immer mehr an 
Bedeutung und stellt für pflegende Personen eine wichtige Entlastungsleistung dar.

Unter Nachbarschaftshilfe versteht man 
freiwillige oder organisierte Hilfsange
bote von Menschen aus dem direkten 
Wohnumfeld. Ein großer Vorteil der 
Nachbarschaftshilfe liegt in der persön
lichen und menschlichen Nähe. Viele 
Menschen fühlen sich wohler, wenn sie 
von vertrauten Personen aus ihrer Um-
gebung unterstützt werden. Dadurch 
entsteht häufig ein vertrauensvolles Ver-
hältnis, das Einsamkeit reduzieren und 
die Lebensqualität verbessern kann.  
Gerade beeinträchtigte Menschen profi-
tieren von sozialen Kontakten und regel-
mäßigen Gesprächen. 
Ein weiterer Vorteil besteht in der Flexibi-
lität der Hilfeleistungen. Nachbarschafts-
helfer*innen können oft individuell auf 
die Bedürfnisse der Betroffenen einge-
hen. Anders als bei großen Pflegediens-
ten sind Termine häufig unkomplizierter 
abzusprechen. Gleichzeitig sind die Kos-
ten meist geringer, wodurch die Angebo-
te attraktiver werden. 

Typische Hilfeleistungen der Nachbar-
schaftshilfe sind die Unterstützung im 
Haushalt und beim Einkaufen, gemein-
same Spaziergänge und Gespräche, die 
Begleitung zu Arztterminen und gemein-
same Freizeitaktivitäten. 

Die Finanzierung der Nachbarschaftshil-
fe erfolgt über den sogenannten Entlas-
tungsbetrag der Pflegeversicherung i. H. v. 
gegenwärtig 131 EUR, auf welchen Pflege-
bedürftige mit einem anerkannten Pfle-
gegrad einen monatlichen Anspruch ha-
ben. Der Entlastungsbetrag kann auch 
angespart werden, um damit beispiels-
weise rückwirkend einmalige zeitintensi-
vere Hilfeleistungen zu finanzieren.

Damit die Leistung der Pflegekasse für 
die Nachbarschaftshilfe auch gewährt 
werden kann, sind neben dem bereits 
erwähnten Pflegegrad noch weitere 
Voraussetzungen zu beachten.

Grundsätzlich gilt, dass Nachbarschafts-
helfer*innen nicht mit der pflegebedürfti-
gen Person verwandt oder verschwägert 
sein dürfen. An die Pflegekasse gemelde-
te Pflegepersonen und nicht verwandte 
Haushaltsmitglieder sind ebenfalls aus-
geschlossen. Pflegende Angehörige kön-
nen somit in der Regel keine Nachbar-
schaftshelfer*innen sein, profitieren aber 
vor allem durch die Entlastung bei ihrer 
alltäglichen Pflege der pflegebedürftigen 
Person.

Außerdem dürfen Nachbarschaftshel-
fer*innen nur maximal zwei pflegebe-
dürftige Personen im gleichen Zeitraum 
unterstützen und müssen eine kosten-
freie Schulung (online) von mindestens 
2 Zeitstunden bei Vorkenntnissen oder 6 
Zeitstunden ohne jedwede Vorkenntnisse 
nachweisen. 

Für die Nachbarschaftshilfe im Land 
Brandenburg gilt zusätzlich, dass Inter-
essenten sich registrieren müssen. Die 
einfache Registrierung erfolgt über das 
Nachbarschaftshilfe-Internetportal des 
Landes, welches auch zu Schulungsanbie-
tern und zu weiterer Beratung vermittelt.  

Nachbarschaftshilfe ist ein Ehrenamt. 
Deshalb erhalten die Helfer*innen in der 
Regel keine Bezahlung, sondern eine Auf-
wandsentschädigung. Je nach Bundes-
land erstattet die Pflegeversicherung da-
bei Kosten für einen stündlichen Aufwand 
von etwa 5 bis 10 Euro. Soweit die Aus-
gleichszahlungen nicht die Freigrenzen 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit über-
schreiten, sind Steuern in der Regel nicht 
zu entrichten. 

Die Abrechnung erfolgt über die pflege-
bedürftige Person, welche wiederum die 
Kostenerstattung von der Pflegekasse 
erhält oder mit dieser eine einmalige 
Abtretungserklärung vereinbart, damit 
die Nachbarschafthelfer*innen ihren 

Aufwand auch direkt von der Pflegeversi-
cherung erstattet bekommen können.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass Nachbarschaftshilfe als Entlas-
tungsleistung eine wertvolle Unterstüt-
zung im Alltag vieler Menschen darstellt. 
Sie stärkt den sozialen Zusammenhalt, 
schafft Entlastung und verbessert die 
Lebensqualität beeinträchtigter Personen. 
Gleichzeitig darf sie professionelle Pfle-
geangebote nicht ersetzen. Damit Nach-
barschaftshilfe langfristig erfolgreich 
bleibt, sind gute Organisation, klare 
Regelungen und ausreichend freiwillige 
Helfer notwendig. 

Alle wichtigen Informationen zur Regis-
trierung und zu den kostenfreien Schu-
lungsangeboten im Land Brandenburg 
finden Sie auf folgender Internetseite:
www.nachbarschaftshilfe-brandenburg.de

Carmen Piechotka,  
Betreuungsstelle Eberswalde

Kay-Uwe Lambrecht, 
Betreuungsstelle Cottbus

Nachbarschaftshilfe 
in der Pflege

Unterstützung von pflegebedürftigen 
Menschen und ihren Angehörigen im Alltag

Ministerium für Gesundheit  
und Soziales

Hier können Sie den Flyer 
zur Nachbarschaftshilfe 
herunterladen.

A K T U E L L E S
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R E C H T

Hilfe zur Pflege
Am Dienstag, den 22.4.2026 gab es für die durch die Betreuungsstelle Senftenberg  
betreuten ehrenamtlich Tätigen eine neue Veranstaltung in der Reihe Betreuerwissen. 

Als Referenten konnten Frau Stoll als 
Amtsleiterin und Frau Langjahr als Sach-
gebietsleiterin vom Sozialamt Ober-
spreewald Lausitz gewonnen werden. 
Sie informierten die Teilnehmenden rund 
um das Thema „Hilfe zur Pflege“. Diese 
grundlegenden Informationen möchten 
wir Ihnen hier zur Verfügung stellen: 

Hilfe zur Pflege nach §§ 61 ff. SGB XII

Die gesetzliche Pflegeversicherung deckt 
für pflegebedürftige Menschen häufig 
nur einen Teil der anfallenden Pflege
kosten ab. Der verbleibende Eigenanteil 
kann insbesondere für Personen mit ge-
ringem Einkommen und Vermögen eine 
erhebliche finanzielle Belastung darstel-
len. In solchen Fällen besteht die Mög-
lichkeit, „Hilfe zur Pflege“ nach dem 
Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) zu bean-
tragen.
Diese Leistung richtet sich an pflegebe-
dürftige Personen, die die Kosten ihrer 
Pflege nicht aus eigenen Mitteln bestrei-
ten können. Auch Personen ohne Versi-
cherung in der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung können Leistungen erhalten, da 
die Hilfe zur Pflege inhaltlich an die Leis-
tungen der Pflegeversicherung angelehnt 
ist.

Voraussetzungen und rechtliche 
Grundlagen
Anspruch auf Hilfe zur Pflege besteht ge-
mäß § 61 SGB XII für Personen, die pfle-
gebedürftig sind und deren Einkommen 
und Vermögen nicht ausreichen, um die 
Pflegekosten zu decken. Die Definition 
der Pflegebedürftigkeit entspricht dabei 
den Regelungen der Pflegeversicherung.
Vor der Gewährung der Hilfe prüft der 
Sozialhilfeträger sowohl das Einkommen 
als auch das Vermögen der betroffenen 
Person sowie gegebenenfalls des Ehe-
partners oder Lebenspartners.

Einkommen und Vermögen
Grundsätzlich muss verwertbares Ver-
mögen eingesetzt werden. Es gibt jedoch 
wichtige Ausnahmen, das sogenannte 
Schonvermögen. Dazu zählen unter 
anderem:
	› ein Barbetrag von bis zu 10.000 €  
(zuzüglich weiterer 10.000 € für  
Ehepartner) 

	› ein angemessenes selbstgenutztes 
Haus oder eine Wohnung 

	› angemessener Hausrat 

	› geförderte Altersvorsorge  
(z. B. Riester-Rente) 

	› ein angemessenes Fahrzeug 

Beim Einkommen werden alle Einkünfte 
berücksichtigt, jedoch gibt es auch hier 
Ausnahmen, etwa bestimmte Sozialleis-
tungen oder Entschädigungsrenten. Zu-
sätzlich können Ausgaben wie Steuern 
oder Versicherungsbeiträge abgezogen 
werden.

Häusliche Pflege
Im Rahmen der häuslichen Pflege gilt 
der Grundsatz „ambulant vor stationär“. 
Das bedeutet, dass die Pflege möglichst 
im eigenen Zuhause stattfinden soll, so-
fern dies ausreichend ist. Ob und in wel-
chem Umfang Einkommen eingesetzt 
werden muss, hängt von einer Einkom-
mensgrenze ab. Diese setzt sich zusam-
men aus:
	› einem Grundbetrag 

	› den Kosten der Unterkunft 

	› sowie Familienzuschlägen 

Liegt das Einkommen darüber, wird ein 
Teil zur Finanzierung der Pflege herange-
zogen. Bei höheren Pflegegraden (4 & 5) 
wird jedoch ein großer Anteil des über-
steigenden Einkommens geschont.

Stationäre Pflege
Bei einer dauerhaften Unterbringung in 
einem Pflegeheim wird in der Regel das 
gesamte Einkommen eingesetzt. Der 

Grund dafür ist, dass neben der Pflege 
auch der Lebensunterhalt im Heim 
durch die Sozialhilfe sichergestellt wird. 
Dazu gehören unter anderem ein monat-
licher Barbetrag für persönliche Ausgaben 
sowie Zuschüsse für Kleidung.Reicht das 
Einkommen nicht aus, übernimmt die 
Sozialhilfe die verbleibenden Kosten.

Besonderheiten bei Ehepartnern 
Lebt der Ehepartner weiterhin im eige-
nen Haushalt, wird das gemeinsame 
Einkommen berücksichtigt. Dabei wird 
zunächst sichergestellt, dass der im Haus
halt verbleibende Partner seinen Lebens-
unterhalt weiterhin decken kann. Auch 
die bisherige Lebensführung wird in an-
gemessenem Umfang berücksichtigt.

Fazit
Die Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII 
stellt eine wichtige soziale Absicherung 
dar, wenn die Leistungen der Pflegever-
sicherung und eigene Mittel nicht aus-
reichen. Sie gewährleistet, dass pflege-
bedürftige Menschen unabhängig von 
ihrer finanziellen Situation die notwen-
dige Versorgung erhalten – sowohl im 
häuslichen Umfeld als auch in statio
nären Einrichtungen.
Wir bedanken uns bei Frau Stoll und 
Frau Langjahr für die Ausführung zu 
diesem immer stärker in den Fokus rü-
ckenden Thema sowie für die Zeit, die 
Fragen der Teilnehmenden zu beant-
worten.

Katja Hollnick,  
Betreuungsstelle Senftenberg

Weiterbildungsveranstaltung 22.4.2026 in Senftenberg
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G E S U N D H E I T

Die häusliche psychiatrische Krankenpflege 
Die häusliche psychiatrische Krankenpflege (HPK) ist ein zentraler Bestandteil der  
gemeindenahen Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen. 

Sie richtet sich an Patient*innen, die auf-
grund ihrer Erkrankung Unterstützung 
im Alltag benötigen, aber nicht (mehr) 
stationär behandelt werden müssen oder 
wollen. Ziel ist es, ein möglichst selbst-
bestimmtes Leben im gewohnten Um-
feld zu ermöglichen und gleichzeitig 
Rückfälle sowie Klinikaufenthalte zu 
vermeiden.

Im Mittelpunkt der häuslichen psychiatri-
schen Krankenpflege steht die individuel-
le Betreuung. Fachkräfte – in der Regel 
speziell weitergebildete Pflegekräfte – 
besuchen die Betroffenen zu Hause und 
unterstützen sie bei der Bewältigung ih-
res Alltags. Dazu gehören unter anderem 
Hilfe bei der Strukturierung des Tages, 
Unterstützung bei der Medikamenten-
einnahme, Förderung sozialer Kontakte 
sowie Begleitung bei Arztbesuchen oder 
Behördengängen. Auch die Kriseninter-
vention spielt eine wichtige Rolle: 
Frühwarnzeichen für eine Verschlechte-
rung des psychischen Zustands sollen 
erkannt und rechtzeitig abgefangen 
werden.

Ein wesentliches Merkmal der HPK ist 
der ganzheitliche Ansatz. Neben der 
medizinischen Versorgung werden auch 
psychosoziale Aspekte berücksichtigt. 
Das bedeutet, dass nicht nur die Symp-
tome der Erkrankung behandelt werden, 
sondern auch Lebensumstände, Bezie-
hungen und persönliche Ressourcen in 
die Betreuung einbezogen werden.  
Die Pflegekräfte arbeiten dabei eng mit 
Ärzt*innen, Therapeut*innen sowie an-
deren sozialen Diensten zusammen.

Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
häuslicher psychiatrischer Krankenpflege 
ist in der Regel eine ärztliche Verordnung. 
In Deutschland wird die Leistung häufig 
von den gesetzlichen Krankenkassen 
übernommen, sofern eine entsprechen-
de Diagnose vorliegt und die Notwendig-
keit bestätigt wurde. 

Typische Krankheitsbilder, bei denen 
HPK zum Einsatz kommt, sind unter 
anderem Depressionen, Angststörun-
gen, Schizophrenie oder bipolare 
Störungen.

Die Vorteile der häuslichen psychiatri-
schen Krankenpflege sind vielfältig. Sie 
ermöglicht es den Betroffenen, in ihrer 
vertrauten Umgebung zu bleiben, was 
oft stabilisierend wirkt. Gleichzeitig för-
dert sie die Selbstständigkeit und stärkt 
die Eigenverantwortung. Auch Angehöri-
ge werden entlastet, da sie Unterstüt-
zung im Umgang mit der Erkrankung 
erhalten.

Trotz ihrer Bedeutung steht die HPK vor 
Herausforderungen. Dazu zählen unter 
anderem Fachkräftemangel, regionale 
Unterschiede im Angebot, sowie büro-
kratische Hürden bei der Bewilligung der 
Leistungen. Zudem ist die Versorgung 
oft zeitlich begrenzt, obwohl viele Betrof-
fene langfristige Unterstützung benötigen.

Insgesamt stellt die häusliche psychiatri-
sche Krankenpflege eine wichtige Brücke 
zwischen stationärer Behandlung und 
eigenständigem Leben dar. Sie trägt dazu 
bei, die Lebensqualität von Menschen 
mit psychischen Erkrankungen nachhal-
tig zu verbessern und ihre gesellschaft
liche Teilhabe zu fördern.

Um eine passende Krankenpflege in der 
jeweiligen Region zu finden, ist es rat-
sam, sich an den regionalen Pflegestütz-
punkt zu wenden. Eine weitere Option 
stellt die Kontaktaufnahme mit den je-
weiligen psychiatrischen Kliniken dar, 
welche zumeist ebenfalls Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit mit der jeweili-
gen psychiatrischen Krankenpflege auf-
weisen.

Für einen rechtlichen Betreuer/eine 
rechtliche Betreuerin mit entsprechen-
dem Aufgabenkreis gilt es zu prüfen, ob 

die Krankenkasse die Kosten der Kran-
kenpflege übernimmt. Folgende Voraus-
setzungen müssen erfüllt sein  
(vgl. § 37 SGB V): 

1.	Eine ärztliche Verordnung muss 
vorliegen

2.	Die Maßnahme muss medizinisch 
notwendig sein (und dementsprechend 
begründet werden)

3.	Sie hilft eine Krankenhausbehandlung 
zu vermeiden oder zu verkürzen

4.	Oder sie ist zur Sicherung einer 
ärztlichen Behandlung erforderlich 
  
Zunächst ist eine Erstverordnung für 
bis zu 14 Tage zur Erarbeitung der Pfle-
geakzeptanz und zum Beziehungsauf-
bau üblich. Wenn keine Einschätzung 
zur Behandlungsfähigkeit möglich ist, 
wird eine Folgeverordnung für weitere 
14 Tage ausgestellt. Psychiatrische häus-
liche Krankenpflege kann bis zu 4 Mo-
nate lang verordnet werden, eine Ver-
längerung ist möglich, wenn diese 
erforderlich, vom Arzt begründet und 
von der Krankenkasse genehmigt ist. 
Die psychiatrische häusliche Kranken-
pflege endet, wenn sie nicht mehr 
benötigt wird oder keine Aussicht auf 
Erfolg besteht (z. B. bei fehlender 
Mitwirkung der erkrankten Person).

Gerade die Vermeidung oder die Verkür-
zung einer Krankenhausbehandlung 
spielt bei der Bewilligung durch die Kran-
kenkasse eine hervorzuhebende Rolle. 

 Samantha Christ,  
für die Betreuungsstelle  

Brandenburg an der Havel
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Verwendungsmöglichkeiten des Barbetrags 
bei Hilfe zur Pflege – Was bleibt für die 
soziale Teilhabe übrig?
Bewohner*innen im Pflegheim sind meist auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen und haben 
damit Anspruch auf einen gesetzlich begrenzten Barbetrag. Davon sind viele Kosten zu begleichen. 
Für Ausgaben zur Freizeitgestaltung bleibt kaum was übrig. Wie kann man Kosten senken und 
soziale Teilhabe ermöglichen?

Reichen eigene Mittel für die Beglei-
chung von Pflegekosten, sei es für den 
Pflegedienst zuhause, in der Tagespflege 
oder für den Platz im Pflegeheim nicht 
aus, ist man in den meisten Fällen auf 
Leistungen der Sozialhilfe angewiesen. 
Circa ein Drittel der Sozialhilfe-Ausgaben 
betrifft die Hilfe zur Pflege. Eine aktuelle 
Auswertung des Verbandes der Ersatz-
kassen e. V. (vdek) zum Stichtag 1.1.2026 
zeigt, dass Pflegebedürftige im ersten 
Jahr ihres Aufenthalts in einem Branden-
burger Pflegeheim durchschnittlich 3.017 
Euro pro Monat aufbringen müssen, ge-
genüber dem Vorjahr entspricht dies ei-
nem Anstieg von 334 Euro. 

Die Hilfe zur Pflege deckt die pflegebe-
dingten Kosten im Heim, die über Leis-
tungen der Pflegekasse hinausgehen, 
wenn Einkommen/Vermögen nicht aus-
reichen. Der notwendige Lebensunter-
halt  in Einrichtungen entspricht der 
Grundsicherung (nach § 42 Nummern 1, 
2 und 4 SGB XII) und soll die Kosten für 
Unterkunft, Verpflegung abzüglich des 
genannten Barbetrags (früher „Taschen-
geld“ genannt) decken. Beide Leistungen 
ergänzen sich, um den Heimaufenthalt 
zu finanzieren. 

Der Barbetrag
Heimbewohner, die „Hilfe zur Pflege“  
(§§ 61 ff. SGB XII) und „notwendigen 
Lebensunterhalt in Einrichtungen“ 
(§ 27b SGB XII) beziehen, haben An-
spruch auf einen monatlichen Barbetrag. 
Dieser beträgt 152,01 €, das entspricht 
27 % des Sozialhilfe-Eckregelsatzes von 
563 €. Personen, die bereits bis 31. De-
zember 2004 Sozialhilfe bezogen und 
dabei Anspruch auf einen zusätzlichen 
Barbetrag hatten, wird ein Zusatzbar
betrag anerkannt: Er beträgt maximal 
44,40 € monatlich und dient quasi als 
Bestandsschutz. Neben dem Barbetrag 
kann bei Sozialhilfebezug im Pflegeheim 
eine Bekleidungspauschale in Anspruch 
genommen werden. Sie liegt, je nach 
Kommune, in der Regel zwischen 28 € 
und 45 € monatlich, kann individuell 
aber auch höher ausfallen. Zur Verwal-
tung des Bargelds sollen Pflegeheime auf 
Wunsch ein Verwahrgeldkonto zur Verfü-
gung stellen, was bei Sozialhilfebezug 
kostenlos sein soll.
 
Verwendung des Barbetrags –  
nützliche Hinweise
Der Begriff Barbetrag suggeriert, dass 
dieser frei verfügbar ist, so wie Bargeld, 
was man im Portemonnaie mit sich 
führt. Aber ist das wirklich so?
Mit der Bezahlung der Heimrechnung 
sind noch lange nicht alle Kosten für eine 
umfassende Versorgung gedeckt! Ein 
nicht unerheblicher Kostenanteil entfällt 
auf kosmetisch notwendige Dienstleis-
tungen wie Frisuren, Maniküre und 
Fußpflege (Pediküre). Ein Tipp: Meist ist 
es günstiger, angebotene Dienstleistun-
gen vor Ort in der Einrichtung anzuneh-
men oder Ehrenamtliche zu bitten, Be-
sorgungen zu machen oder Termine 
außerhalb des Pflegeheims wahrzuneh-
men. Denn Pflegeeinrichtungen haben 
für Extra- Serviceleistungen eigene Preis-
listen, falls Mitarbeitende diese erledigen 
sollen. Kosten für die Durchführung von 

Kaffeekränzchen zum Geburtstag, Extra- 
Reinigungswünsche, private Reparatu-
ren, Aufbau von Schränken oder Wäsche-
transporte bei Krankenhausaufenthalten 
zählen dazu.

Zuzahlungen – ein Kapitel für sich
Auch gesetzliche Zuzahlungen für Ver-
ordnungen und Eigenanteile für Hilfs
mittel oder medizinische Behandlungen 
sind aus Eigenmitteln zu leisten. Medizi-
nische Fußpflege wird bei bestimmten 
Erkrankungen wie Diabetes mellitus ärzt-
lich verordnet, aber hierfür sind 10 % der 
Kosten selbst zu tragen.
Besonders kostenintensiv ist die Versor-
gung mit aufsaugenden Inkontinenzpro-
dukten. Wenn Produkte gewünscht wer-
den, welche höherwertiger sind als die 
im Leistungskatalog der Krankenkassen 
vorgesehenen, dann führt das zu „wirt-
schaftlichen Aufzahlungen“. Ein Tipp: 
Vergleiche zwischen Anbietern lohnen 
sich hier.

Spezielle Produkte wie Pants (Inkonti-
nenzhöschen) erhalten nur Menschen 
mit schwerer Demenz oder schweren 
körperlichen Einschränkungen auf Re-
zept. Trotzdem sind immer Eigenanteile 
in Höhe von 10 % zu leisten (maximal  
10 €). Außerdem fällt eine Inkontinenz-
pauschale an. Anstatt Einzelverordnun-
gen abzurechnen, erhalten Heime einen 
monatlichen Pauschalbetrag pro Bewoh-
ner. Die Höhe der Inkontinenzpauschale 
variiert je nach Vereinbarung der Pflege-
einrichtung mit der Krankenkasse zwi-
schen 3 € und 32 € im Land Branden-
burg. Ein Tipp: Da für ärztliche Ver- 
ordnungen jeweils die Rezeptgebühr von 
10 € fällig wird, sollte bei einer mindes-
tens mittelgradigen Inkontinenz immer 
eine Dauerverordnung eingeholt werden.

R E C H T

W A S  H A T  S I C H  G E Ä N D E R T ?

Die Aufwandspauschale für 
ehrenamtliche Betreuer*innen  
hat sich erhöht:

Die Aufwandspauschale soll die ge-
samten Aufwendungen der ehren-
amtlichen rechtlichen Betreuung 
abgelten, ohne dass es eines Nach-
weises bedarf. Seit dem 1.1.2026 
beträgt die Pauschale für jede 
ehrenamtliche rechtliche  
Betreuung 450 €.
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Tipps zu Zuzahlungen: Diese können 
bis zu vier Kalenderjahre rückwirkend er-
stattet werden. Bemessungsgrundlage 
für maximal zu leistende Zuzahlungen 
pro Jahr ist das Brutto-Einkommen, in 
Höhe von 1 % bei Vorliegen einer chroni-
schen Erkrankung, ansonsten von 2 %. 
Werden Leistungen vom Sozialamt be
zogen (Hilfe zur Pflege oder laufende 
Hilfen zum Lebensunterhalt) liegt bei 
Anwendung der 1-%-Regel die Zuzah-
lungsgrenze bei derzeit 67,56 €. Für Men-
schen mit regelmäßigen Verordnungen 
ist die Zuzahlungsbefreiung durch Vor-
auszahlung sinnvoll, wobei der errech
nete Maximalbetrag im Voraus gezahlt 
wird. Leider werden überzahlte Beträge 
nicht zurückerstattet.

Auf Verordnungen für Krankentransporte 
sollte gleich in der Arztpraxis der richtige 
Grund angekreuzt werden. Denn bei Vor-
liegen des Pflegegrads 3 oder Fahrten zu 
vor- und nachstationären Behandlungen 
werden die Fahrtkosten übernommen. 
Das gilt aber nur für Taxitransportdiens-
te, die Versorgungsverträge mit den 
Krankenkassen haben. Die Krankenkas-
sen stellen Listen dieser Unternehmen 
bereit. Falls keine Zuzahlungsbefreiung 
vorhanden ist, fallen Zuzahlungen von 
5 bis 10 € pro Einzelfahrt an. 

An Versicherungen gedacht?
Für Menschen im Pflegheim sollte über-
legt werden, ob sie Versicherungen für 
den Fall brauchen, dass sie Schäden an 
Gegenständen oder Personen anrichten 
oder einen Unfall haben. Grundsätzlich 
haftet ein erwachsener Mensch zwar nur 
für einen Schaden, wenn er ihn schuld-
haft, also vorsätzlich oder fahrlässig, ver-
ursacht hat. Aber für den sozialen Frie-
den kann es sinnvoll sein, trotzdem 
Schadenersatz zu leisten. Haftpflichtver-
sicherungen müssen nicht für Schäden 
eintreten, wenn der Schadensverursacher 
nach dem Gesetz „nicht deliktsfähig“ ist. 
Eine Demenzerkrankung sollte immer 
der Versicherung gemeldet werden. In 
den meisten alten Unfallversicherungs- 
Verträgen sind Menschen mit geistiger 
Behinderung und ähnlichen Einschrän-
kungen vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen. Ein Tipp: Alte Verträge über-
prüfen! Manche Versicherungen haben 
Tarife für Menschen mit Demenz. Heime 
bieten hierfür häufig kostengünstige 
Sammelhaftpflichtversicherungen über 
Vertragspartner an. Angemessene 
Versicherungen wie Privat-Haftpflicht

versicherungen oder Versicherungen für 
E-Rollstühle können übrigens einkom-
mensmindernd bei der Sozialhilfe ange-
rechnet werden. Wenn Einkommen (z. B. 
Rente) vorhanden ist, müssen hierzu die 
Prämien-Rechnungen beim Sozialamt 
eingereicht werden. 

Möglichkeiten für soziale Teilhabe  
in Pflegeeinrichtungen
Die rechtliche Betreuung sieht nicht die 
praktische Durchführung von Besorgun-
gen oder persönliche Begleitungen vor. 
Ein Tipp: Soziale Teilhabe kann unter 
bestimmten Umständen zusätzlich be-
antragt werden. Gerade jüngere pflege
bedürftige Menschen mit geistigen 
Behinderungen, die keinen adäquaten 
Platz in einer Einrichtung der Eingliede-
rungshilfe haben, können auch im Pfle-
geheim Assistenzleistungen nach dem 
Bundesteilhabegesetz erhalten (SGB IX). 
In einem Pflegeheim gibt es Freizeitan
gebote, die über die Pflege nach SGB XI 
finanziert werden (z. B. gemeinsames 
Singen oder begleitete Spaziergänge). 
Damit ist aber nur ein Grundmaß an 
sozialer Teilhabe im Pflegheim sicherge-
stellt. Wenn man Glück hat, gibt es im 
Pflegeheim gerade Praktikant*innen, wel-
che auch mal Besorgungen machen kön-
nen. Angehörige, die zugleich rechtliche 
Betreuer*innen sind, übernehmen meist 
Aufgaben, die ansonsten über Service-
leistungen zugekauft werden müssten. 
Es geht am Ende darum, dem betreuten 
Menschen, trotz geringer finanzieller 
Mittel, ein möglichst menschenwürdiges 
Leben zu ermöglichen.

Achim Engelen,  
Betreuungsstelle Oberhavel 

 

T E R M I N E

F I L M T I P P : 

Die Wochenendrebellen

Regie: Marc Rothemund 

Als dem zehnjährigen autistischen 
Jason ein Wechsel auf eine Förder-
schule nahegelegt wird, wollen seine 
Eltern alles unternehmen, um ihn an 
seiner Schule zu behalten. Jason hat 
die Idee, Fußballfan zu werden, um 
besser mitreden zu können. Dafür 
muss er jedoch einen Lieblingsverein 
finden. Um den zu ermitteln, will 
Jason mit seinem Vater Mirco alle 
56 Bundesligavereine bei Heimspielen 
kennenlernen. Auf den folgenden 
Wochenendtrips lernen sich allerdings 
auch Vater und Sohn noch einmal 
neu kennen.

 
B U C H T I P P : 

Geniale Störung

Autor: Steve Silberman

Die geheime Geschichte des Autismus 
und warum wir Menschen brauchen, 
die anders denken
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Das persönliche Budget, § 29 SGB IX
Die Leistungsform des persönlichen Budgets wurde mit dem Neunten Sozialgesetzbuch (SGB IX) 
am 1.7.2001 eingeführt. Es soll Menschen mit Behinderungen ermöglichen, ihre nötigen Leistungen 
zur Teilhabe selbst zu bestimmen, zu organisieren und zu bezahlen.

Seit dem 1.8.2008 besteht auf Leistun-
gen in Form des persönlichen Budgets 
ein Rechtsanspruch.

Das persönliche Budget ist eine reine 
Geldleistung anstelle der Sachleistung, 
die Sie bei allen Rehabilitations-Trägern 
beantragen können, wie z.B. dem Träger 
der Eingliederungshilfe, der Krankenkas-
se, der Pflegekasse, der Rentenversiche-
rung oder der Bundesagentur für Arbeit.

Viele nutzen das persönliche Budget für 
die Bezahlung der persönlichen Assis-
tenz. Die Assistenzhilfe können Sie zur 
Unterstützung in den verschieden Le-
bensbereichen nutzen. Hier ein paar 
Beispiele dafür:

Wohnen: Sie können das Persönliche 
Budget nutzen, um selbstständig woh-
nen zu können. Zum Beispiel, wenn Sie 
nicht mehr im betreuten Wohnen leben 

möchten. Oder wenn Sie von zu Hause 
ausziehen möchten. Mit der Unterstüt-
zung von Assistent*innen leben Sie 
dann in einer eigenen Wohnung oder 
einer Wohngemeinschaft (WG).

Haushalt: Mit dem Persönlichen Budget 
können Sie Assistent*innen bezahlen, 
die Ihnen beim Einkaufen, Putzen oder 
Waschen helfen.

Pflege: Mit dem Persönlichen Budget 
können Sie selbst entscheiden, welche 
Fachkräfte Sie wann und wie pflegen 
sollen.

Erziehung von Kindern: Assistent*innen 
können Sie bei der Versorgung Ihrer  
Kinder unterstützen.

Behördengang: Assistent*innen können 
Sie zum Beispiel ins Rathaus oder zu 
anderen Behörden begleiten.

Arztbesuch: Assistent*innen können Sie 
zum Arzt bringen und Sie während des 
Termins unterstützen.

Arbeit oder Ausbildung: Wenn Sie Un-
terstützung am Arbeitsplatz brauchen, 
können Sie diese Unterstützung mit 
dem persönlichen Budget bezahlen.

Fahrdienste: Zum Beispiel für Fahrten 
zum Arbeitsplatz oder zum Arzt.

Freizeit: Auch in Ihrer Freizeit können 
Sie das Persönliche Budget nutzen. Zum 
Beispiel, wenn Sie ins Kino, Museum 
oder Theater gehen wollen.

Die persönlichen Assistent*innen wer-
den frei ausgewählt. Eine vorgeschriebe-
ne Berufserfahrung- oder ausbildung ist 
nicht nötig. Sie können das persönliche 
Budget aber auch mit Sachleistungen 
kombinieren. Nachdem der Antrag ge-
stellt wurde, erfolgt eine umfassende Be-
darfsermittlung, bei der die individuelle 
Lebenssituation begutachtet wird und 
aufgrund derer eine sogenannte Ziel
vereinbarung zwischen dem Leistungs-
berechtigten und dem Kostenträger 

geschlossen wird. Darin werden dann 
insbesondere die Geltungsdauer, die 
Ziele in den jeweiligen Bereichen und 
die Höhe des Budgets festgelegt.

Wer bisher schon Leistungen bezogen 
hat und diese nun in die Leistungsform 
des persönlichen Budgets umwandeln 
will, wird keine umfangreiche Bedarfser-
mittlung mehr benötigen. Hier gilt es 
dann insbesondere, die Höhe des Bud-
gets festzulegen. Das Budget wird dann 
monatlich ausgezahlt und muss zweck-
gebunden eingesetzt werden. Eine An-
passung des Budgets an die Leistung 
ist möglich.

Die Vorteile dieser Form der Eingliede-
rungshilfe liegen in der hohen Flexibili-
tät, da die Leistungen individuell einge-
kauft und angepasst werden können. Der 
Leistungsberechtigte entscheidet selbst, 
wer, wann, wie lange, wie oft hilft und 
was genau gemacht werden soll. Da-
durch werden Eigenverantwortung und 
Entscheidungskompetenz des Leistungs
berechtigten gestärkt. Im Vergleich zu 
standardisierten Angeboten kann die Un-
terstützung so besser angepasst werden.
Die Organisation der Leistung erfordert 
aber auch Zeit und Kompetenzen, z.B. 
bei der Auswahl von Personal oder 
Dienstleistungen. Außerdem müssen die 
Nachweise gegenüber dem Kostenträger 
regelmäßig erbracht werden.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass das persönliche Budget ein wir-
kungsvolles Instrument zur Förderung 
der Selbstbestimmung und individueller 
Lebensgestaltung ist und besonders ge-
eignet ist für Personen, die ihre Unter-
stützung aktiv steuern möchten.

Bianca Götz, 
für die Betreuungsstelle Finsterwalde 

R E C H T

S P E N D E N K O N T O

Betreuungsverein 
Lebenshilfe Brandenburg e. V.

Sparkasse Märkisch-Oderland 
IBAN: DE98 1705 4040 3207 0385 48 
BIC: WELADED1MOL
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R E C H T

Erwerbsminderungsrente und 
Sozialleistungen – Was ist zu beachten?
Grundsätzlich gilt: die Erwerbsminde-
rungsrente geht anderen Sozialleistun-
gen vor. Sofern die Voraussetzungen für 
eine Erwerbsminderungsrente vorliegen, 
können zwar bis zu deren Bewilligung 
Sozialleistungen bezogen werden, diese 
werden dann jedoch bei Bewilligung der 
Rente mit anstehenden Nachzahlungen 
verrechnet. Ein Anspruch auf Nachzah-
lung besteht bei Bewilligung rückwirkend 
ab Antragsstellung. 

Wer also Sozialleistungen bezieht und 
einen Antrag auf Erwerbsminderungs
rente stellt, muss mit der Verrechnung 
der dann zu viel gezahlten Sozialleistun-
gen und folglich mit einer Nachzahlung 
rechnen. 

HINWEIS: Der Antrag auf Bewilligung 
einer Erwerbsminderungsrente kann 
zunächst formlos gestellt werden. Ab 
diesem Zeitpunkt läuft die Frist für 
Nachberechnungen dieser Rente.

Erwerbsminderungsrente unterhalb  
des Sozialhilfesatzes für die Lebens
haltungskosten

Was ist zu veranlassen, wenn die Er-
werbsminderungsrente die Lebenshal-
tungskosten nicht deckt und ein Hinzu-
verdienst nicht möglich ist? Welche 
Zuschüsse gibt es bei Erwerbsminde-
rungsrente? 

	› Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung, wenn die volle 
EM-Rente nicht zum Leben ausreicht.

	› Bürgergeld, wenn die teilweise 
EM-Rente nicht ausreicht.

	› Grundrente, wenn Sie unter anderem 
mindestens 35 Jahre lang versichert 
waren.

	› Sozialhilfe

Erwerbsminderungsrente und 
Krankenversicherung
Sofern zuvor ein Bezug von Sozialleis-
tungen über das Sozialamt oder Bürger-
geld (bei teilweiser EM-Rente) etc. erfolg-
te, ist die Krankenversicherung bis zur 
Bewilligung über diese Träger abgesi-
chert. Ab EM-Rentenbezug gelten dann 
die Bestimmungen der Krankenversiche-
rung für Rentner. Die Beiträge werden 
Ihnen hälftig berechnet. 
Sollte nach Bewilligung der EM-Rente 
noch Mehrbedarf bestehen, ist die Über-
nahme der Krankenversicherungsbei
träge bei den entsprechenden Trägern 
gesondert zu beantragen.  
 
Was sind die Nachteile einer  
Erwerbsminderungsrente?
Wenn eine Erwerbsminderungsrente  
bezogen wird, wird nicht mehr in die ge-
setzliche Rentenversicherung eingezahlt. 
Zur Vermeidung späterer Altersarmut 
führt die Versicherung Ihr Rentenkonto 
so fort, als würden Sie weiter in der  
bisherigen Höhe einzahlen.
Die Erwerbsminderungsrente führt 
jedoch schon zu Abschlägen, die in 
die Altersrente übernommen werden, 
in der Regel 10,8 %.

Die Höhe der Altersrente nach der Er-
werbsminderung hängt von verschiede-
nen Faktoren ab. Grundsätzlich wird aber 
die Zeit vom Zeitpunkt der Erkrankung 
bis zur regulären Altersgrenze bei der 
Erwerbsminderungsrente berücksichtigt. 
Diese Zeit wird als sogenannte „Zurech-
nungszeit“ anerkannt. Das bedeutet: Es 
wird so getan, als hätte derjenige in die-
ser Zeit, in der Erwerbsminderungsrente 
bezogen wurde, gearbeitet und regulär 
Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt.
Die Zurechnungszeit wirkt sich somit po-
sitiv auch auf die spätere Altersrente aus. 
(Deutschen Rentenversicherung Bund 
(DRV)).

Gut zu wissen: In früheren Jahren 
waren für Bezieher*innen von Erwerbs-
minderungsrenten unter anderem kür-
zere Zurechnungszeiten vorgesehen. 
Seit 1. Juli 2024 werden diese Personen 
durch einen Zuschlag finanziell besser-
gestellt. Dies gilt auch für Altersrenten. 
Der Zuschlag zur Rente ist inzwischen 
der normalen Rente zugerechnet wor-
den, sodass es hierfür keinen extra  
Bescheid mehr gibt.

Bitte prüfen Sie die Rentenscheide sorg-
fältig, ob die Zuschläge korrekt berechnet 
sind. Es gibt in Ihrer Nähe entsprechen-
de Rentenberatungsstellen. Gerne sind 
wir Ihnen in unseren Beratungsstellen 
ebenfalls behilflich. 

Silke Wiedemeier, 
 Betreuungsstelle Hönow 

Ä N D E R U N G E N  

Z U M  1 .  J A N U A R  2 0 2 6  

Änderungen bei der Eingliederungshilfe:

Der Vermögensfreibetrag für vermögens-
abhängige Leistungen der Eingliede-
rungshilfe steigt zum 1.1.2026 von 
67.410,00 € auf 71.190,00 €.  
Auch der Einkommensfreibetrag nach  
§ 18 Absatz 1 SGB IV steigt.

Änderungen bei den existenzsichernden 
Leistungen: Es erhöht sich der Mehr
bedarf für die gemeinschaftliche  
Verpflegung auf 4,57 €. 

Es erhöht sich der Beitrag der Eltern zu 
den Leistungen für ihr erwachsenes 
Kind. Bei Überschreitung der Einkom-
mensgrenze ( 100.000 € pro Elternteil) 
müssen Eltern einen moderaten Beitrag  
an das Sozialamt zahlen, wenn ihr Kind 
existenzsichernde Leistungen bezieht:

Bei Leistungen zur Hilfe der Pflege 
beträgt die Zuzahlung 43,73 €.

Bei Eingliederungshilfe oder Pflegebe-
dürftigkeit sind dies 33,64 € monatlich. 
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R E C H T

Vereinbarung mit ehrenamtlichen  
Betreuerinnen und Betreuern

vereinbaren gemäß §§ 15 Abs.1 Nr.4, Abs.2, § 22 Abs.2 BtOG  
über die Begleitung und Unterstützung im Rahmen der ehrenamtlichen Betreuung folgendes:

Grundlage und Ziel der Vereinbarung ist die Sicherung eines einheitlichen Qualitätsstandards  
in den rechtlichen Betreuungen, die ehrenamtlich geführt werden.

1. Pflichten des Betreuers
	› Teilnahme an einer Einführung des 
Betreuungsvereins über die Grundlagen 
der Betreuungsführungen

	› regelmäßige Teilnahme an Fortbildun-
gen und dem Erfahrungsaustausch des 
Betreuungsvereins

	› regelmäßiger Kontakt zur festen 
Ansprechperson

	› Dokumentation bereits bestehender 
Betreuungen mit Namen und Akten
zeichen

	› unverzügliche Mitteilung an den Be-
treuungsverein, wenn sich Änderungen 
bei den Betreuungen ergeben

	› unverzügliche Information an den Be-
treuungsverein über neue Betreuungen 
mit Angabe des Namens und gerichtli-
chen Aktenzeichens

	› Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
über Tatsachen, die durch die Betreu-
ungsführung bekannt werden

	› Einhaltung des Datenschutzes in Bezug 
auf personenbezogene Daten

	› (Auf Wunsch) Abschluss einer Verein-
barung zur Verhinderungsbetreuung für 
den Fall der tatsächlichen Verhinderung

	› unverzügliche Mitteilung an den Be-
treuungsverein, wenn sich die eigenen 
Kontaktdaten ändern

Der Bestand von Betreuungen sowie Än-
derungen sind in der Anlage 1 stets aktu-
ell zu halten. Die Anlage ist Gegenstand 
dieses Vertrages.

2. Leistungen des Betreuungsvereins
	› Einführung über die rechtlichen 
Grundlagen der Betreuungsführung

	› Durchführung von regelmäßigen 
Fortbildungen und Schulungen

	› Erfahrungsaustausch der ehrenamt
lichen Betreuer*innen

	› Erteilung von Nachweisen über die Teil-
nahme an Angeboten des Betreuungs-
vereins auf Wunsch des Betreuers

	› Benennung einer festen Ansprech
person für den Betreuer

	› bedarfsgerechte, persönliche Beratung 

in betreuungsrelevanten Angelegen
heiten

	› Bereitschaft zur Übernahme einer 
Verhinderungsbetreuung, wenn der 
Betreuer tatsächlich verhindert ist

Art und Umfang der Leistungen des 
Betreuungsvereins sind abhängig von 
der erhaltenen Förderung des Landes 
Brandenburg und des Landkreises.

Der Betreuungsverein dokumentiert die 
feste Ansprechperson in der Anlage, die 
Bestandteil des Vertrages ist. Änderun-
gen sind in der Anlage zeitnah zu doku-
mentieren. Der Betreuungsverein ist un-
ter Mitteilung des Grundes berechtigt, 
eine andere feste Ansprechperson zu 
benennen. Der Betreuer kann eine 
Ansprechperson aus wichtigem Grund 
ablehnen. 

Name

Anschrift

Telefon

E-Mail

Der Betreuungsverein Lebenshilfe Brandenburg e. V., 
vertreten durch den 1. Vorstandsvorsitzenden Klaus Griehl, Mahlsdorfer Straße 61, 15366 Hoppegarten OT Hönow,

– Betreuungsverein –

und

– Betreuer*in –
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A R B E I T S H I L F E N

für die ehrenamtliche rechtliche  
Betreuung im Land Brandenburg

Zahlreiche Informationen zur  
Führung einer rechtlichen Betreuung

	› Formulare, Vorlagen und Checklisten

	› Die wichtigsten Gesetzestexte

	› Empfehlung für eine einheitliche 
Ordnerstruktur Ihrer Betreuungsakte

	› Links und Hinweise zu wichtigen 
Institutionen des Betreuungswesens 
im Land Brandenburg

	› Verweise auf hilfreiche Internetsei-
ten, Fachbücher und Broschüren

Ab sofort kostenfrei verfügbar. 

In Form eines Papierordners –  
erhältlich bei allen Betreuungsverei-
nen im Land Brandenburg und digital 
als WebApp abrufbar unter:  
www.arbeitshilfe-rechtliche- 
betreuung-bb.de

Nutzen Sie auch unseren QR-Code,
um die Arbeitshilfen auf Ihrem
Smartphone oder Tablet zu nutzen.

R E C H T

Wenn der Betreuungsverein in diesem 
Fall keinen Ersatz benennen kann, kann 
der Betreuer mit der Betreuungsbehörde 
eine Vereinbarung schließen.

Der Betreuungsverein überträgt die 
Führung von Verhinderungsbetreuungen 
einem Mitarbeitenden des Vereins. Nä-
heres regelt die Zusatzvereinbarung zur 
Verhinderungsbetreuung, die als Anlage 
2 Gegenstand der Vereinbarung wird.

3. Wirksamkeit und Beendigung  
der Vereinbarung
Für den Betreuungsverein unterschreibt 
ein dazu bevollmächtigter Mitarbeitender 
diese Vereinbarung. Sie wird wirksam, 
sobald beide Parteien die Vereinbarung 
unterschrieben haben und wird für unbe-
stimmte Zeit geschlossen.

Diese Vereinbarung endet, sobald keine 
Betreuungen mehr vom Betreuer geführt 
werden. Der Betreuer kann die Vereinba-
rung jederzeit schriftlich kündigen. Auf 
§ 22 BtOG und auf die Möglichkeit, mit 
der Betreuungsbehörde eine Vereinba-
rung zu schließen, wird hingewiesen.

Der Betreuungsverein kann die Vereinba-
rung nur kündigen, wenn der Betreuer 
seine sich daraus ergebenen Pflichten 
auch nach zweimaliger schriftlicher Auf-
forderung nicht erfüllt oder wenn die fes-
te Ansprechperson vom Betreuer abge-
lehnt wird und der Verein keinen Ersatz 
stellen kann.

Der Betreuungsverein unterrichtet das 
Betreuungsgericht und die Betreuungs-
behörde über die Beendigung der Verein-
barung.

4. Datenschutz
Mit der Unterschrift willigt der Betreuer 
in die Datenverarbeitung im Rahmen der 
Begleitung und Unterstützung von Be-
treuer:innen ein. Sofern in der Beratung 
erforderlich, umfasst diese Einwilligung 
auch die Verarbeitung von besonderen 
personenbezogenen Daten.

Diese Einwilligung ist freiwillig und kann 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden. Den Parteien ist klar, 
dass dann jedoch eine Beratung mögli-
cherweise nur sehr eingeschränkt mög-
lich ist. Das Merkblatt über die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten in 
der Begleitung und Unterstützung von 
rechtlichen Betreuern wurde an den 
Betreuer übergeben.

5. Anlagen
Anlage 1 
	› Bestand der vom Betreuer  
geführten Betreuungen 

	› feste Ansprechperson  
für den Betreuer

Anlage 2	
	› Vereinbarung zur 
Verhinderungsbetreuung

Klaus Griehl    
1. Vorstandsvorsitzender 

Datum, Unterschrift 
Betreuer*in

Datum, Unterschrift 
Mitarbeitende

Wenn Sie Interesse am Abschluss einer Vereinbarung oder Fragen zu den 
Vereinbarungen haben, stehen Ihnen unsere Betreuungsstellen jederzeit 
sehr gerne zur Verfügung. Unsere Ansprechpartner*innen finden Sie am 
Ende des Heftes.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in der Vereinbarung nur die männliche 
Form verwendet. Gerne übergeben Ihnen unsere Betreuungsstellen auf Wunsch eine 
Vereinbarung in weiblicher Form. 

1 1
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R E C H T

Betreuungsrecht im Bankverkehr
Die rechtliche Betreuung ist als Unterstützungssystem ausgestaltet – nicht als Ersatz der Selbst
bestimmung. Eine Vertretung durch den Betreuer sollte nur erfolgen, wenn sie erforderlich ist.

Kontoeröffnung und Legitimation im 
Bankverkehr – Welche Unterlagen sind 
nötig?
Im Bankverkehr richtet sich die Legitima-
tion von Betreuern strikt nach gesetz
lichen Vorgaben und Datenschutzan
forderungen. Für die Kontoeröffnung 
zugunsten einer betreuten Person ist 
deren Mitwirkung nicht erforderlich.
 
Erforderliche Unterlagen:

	› Personalausweis oder Reisepass  
des Betreuers

	› ggf. Büroanschrift des Betreuers, 
wenn es sich um eine berufliche 
Betreuung handelt

	› gerichtliche Bestellungsurkunde

	› Steuer-ID der betreuten Person

Nicht erforderlich:

	› Steuer-ID des Betreuers

	› Ausweisdokument der betreuten 
Person

Der gerichtliche Betreuungsbeschluss 
(mit sensiblen Gesundheitsdaten) sollte 
aus Datenschutzgründen nicht vorgelegt 
werden. Stattdessen dient der Betreuer-
ausweis als Legitimation. Er enthält An-
gaben zum Aufgabenkreis, zu möglichen 
Befreiungen sowie zu eventuellen 
Befristungen.
Nach Kontoeröffnung wird – in Abstim-
mung mit der betreuten Person –  
geregelt, wie der Kontozugang ausge
staltet wird (z. B. Online-Banking,  
Karten, bloßes Einsichtsrecht).

Betreuungsrechtliche Vorgaben zur 
Vermögenssorge und Kontenformen
Die Vermögenssorge basiert auf klarer 
Vermögenstrennung, funktionaler Unter-
scheidung zwischen laufendem Geld- 
und Anlagevermögen. Zudem wird 
zwischen befreiten Betreuern (bspw. 
Familienangehörigen und Vereins
betreuern) und nicht befreiten Betreuern 
(bspw. Berufsbetreuern) unterschieden. 
Befreite Betreuer unterliegen einer 
reduzierten gerichtlichen Kontrolle. 

Vermögenssorge richtet sich nach  
§§ 1839–1843 BGB. Zentrale Grund
prinzipien sind:
	› Vermögen der betreuten Person ist 
getrennt vom Vermögen des Betreuers 
zu verwalten.

	› Das Vermögen ist ausschließlich auf 
den Namen der betreuten Person  
anzulegen.

	› Eine Nutzung durch den Betreuer  
für eigene Zwecke ist grundsätzlich 
unzulässig.

Ausnahmen sind nur in besonderen Kon-
stellationen möglich, z. B. bereits beste-
hendes gemeinschaftliches Vermögen 
oder Haushaltsführung durch ehrenamt-
liche Betreuer. Hier wäre beispielhaft ein 
betreuender Ehegatte zu nennen. Solche 
Umstände sind dem Betreuungsgericht 
anzuzeigen.

Trennung von Geldarten 
Innerhalb des Vermögens der betreuten 
Person ist zu unterscheiden zwischen:
a) Verfügungsgeld
	› dient dem laufenden Lebensunterhalt.

	› Verwaltung über ein Girokonto.

	› Grundsatz des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs.

b) Anlagegeld
	› Nicht unmittelbar benötigte Gelder.

	› Verzinsliche Anlage auf einem  
separaten Anlagekonto.

	› Für nicht befreite Betreuer gilt, dass in 
der Regel ein Sperrvermerk zu hinter
legen ist und Verfügungen nur mit 
gerichtlicher Genehmigung erfolgen 
dürfen.

Für regelmäßig wiederkehrende, plan
bare Ausgaben kann ein zusätzliches 
verzinsliches Konto ohne Sperrverein
barung eingerichtet werden.

Gerichtliche Kontrolle:  
Genehmigungen und Anzeigepflichten
Frühere Genehmigungspflichten sind 
deutlich reduziert worden:
	› Die Eröffnung von Giro-, Anlage-  
oder Depotkonten ist nicht mehr 
genehmigungspflichtig.

	› Stattdessen besteht eine gesetzliche 
Anzeigepflicht gegenüber dem Betreu-
ungsgericht (§ 1846 BGB).

	› Gerichtliche Genehmigungen sind nur 
noch in bestimmten Fällen erforderlich, 
insbesondere bei:

	› anderen Anlageformen als dem klas-
sischen Anlagekonto (§ 1848 BGB),

	› bestimmten Verfügungen über Rechte, 
Wertpapiere oder Geldleistungen 
(§ 1849 BGB).

	› Für bestimmte Betreuergruppen und 
wirtschaftliche Konstellationen beste-
hen gesetzliche Erleichterungen.

Kontenmodelle in der Praxis
Besteht ein Einwilligungsvorbehalt für 
die Vermögenssorge, benötigt die betreu-
te Person grundsätzlich die Zustimmung 
des Betreuers für Verfügungen.
Zur Förderung der Selbstständigkeit 
kann jedoch die sogenannte „Zwei-
Konten-Lösung“ sinnvoll sein:
	› Ein Hauptkonto unter alleiniger 
Verfügungsmacht des Betreuers.

	› Zusätzlich ein Konto zur freien 
Verfügung der betreuten Person 
(Guthabenkonto).

Merkmale des Kontos  
zur freien Verfügung:
	› Vorherige schriftliche Zustimmung 
des Betreuers erforderlich.

	› Eigenständige Nutzung durch die 
betreute Person (z. B. mit Girokarte).

	› Regelmäßige Überweisung eines be-
stimmten Betrags durch den Betreuer.

	› Dient der Stärkung der  
Eigenverantwortung.

	› Kosten trägt die betreute Person.

	› Nicht möglich bei bestehender Konto
pfändung (Pfändungsschutz nur für ein 
Konto).

Dieses Modell unterstützt die praktische 
Umsetzung des Selbstbestimmungs-
rechts und fördert die finanzielle Eigenstän-
digkeit im Rahmen gesicherter Grenzen. 

Christiane Kunst, 
Betreuungsstelle Guben
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Frontotemporale  
Demenz (FTD)
Außer der Alzheimer-Demenz und der vaskulären Demenz gibt 
es noch weitere nicht so häufige Demenzarten, die Betroffene, 
Angehörige, Bevollmächtigte und Betreuende vor besondere 
Herausforderungen stellen.

Eine davon ist die Frontotemporale De-
menz (FTD), die durch Gewebeschwund 
im Stirn- und Schläfenlappenbereich des 
Gehirns hervorgerufen wird. Im Unter-
schied zu anderen Demenzarten tritt 
sie bereits in vergleichsweise frühem 
Lebensalter (zwischen 50 und 60 Jahren) 
auf und äußert sich aufgrund der betrof-
fenen Hirnregionen zunächst nicht in 
Gedächtnislücken oder Orientierungs-
problemen, sondern in Veränderungen 
der Persönlichkeit und des Sozialverhal-
tens: Empathie-Verlust, Oberflächlichkeit, 
Takt- oder Distanzlosigkeit, Enthemmung, 
Impulsivität, Reizbarkeit bis zu Aggressi-
vität oder aber auch Antriebsarmut oder 
sozialem Rückzug. Das Sprachzentrum 
kann mit betroffen sein, z. B. mit Wort
findungsstörungen oder starrer Wieder-
holung von Redefloskeln.

In vielen Fällen gibt es beim Betroffenen 
keine Krankheitseinsicht, was eine 
fachärztliche Diagnose im frühen Krank-
heitsstadium erschwert. Außerdem 
kommt es häufig zu Fehldiagnosen wie 
Depression oder Schizophrenie. Die ver-
zögerte Diagnose ist umso problemati-
scher, da die FTD häufig Patienten trifft, 
die in beruflicher Verantwortung stehen, 
und zu Fehlhandlungen mit schwerwie-
genden Konsequenzen führen kann. Eine 
umgehende Beantragung eines Schwer-
behindertenausweises nach Bekannt
werden der Diagnose ist hilfreich.  

Die Krankheit ist nicht heilbar, Sympto-
me können therapeutisch abgemildert 
werden. Eine adäquate Versorgung von 

an FTD Erkrankten im pflegerischen und 
psychosozialen Bereich gestaltet sich oft 
schwierig, da es nur wenig Angebote der 
Alltagsbegleitung gibt, die auf eine jünge-
re Altersgruppe mit Verhaltensauffällig-
keiten und  individuellen Bedürfnissen 
ausgerichtet sind. Angehörige sind oft er-
heblich herausgefordert und benötigen 
Unterstützung.

An dieser Stelle sei auf die Deutsche 
Gesellschaft für Frontotemporale Dege-
neration (DGFTD) hingewiesen, die sich 
sowohl für Aufklärung und bessere Ver-
sorgung der von dieser Krankheit Betrof-
fenen und deren Angehörigen einsetzt, 
als auch Beratung, Selbsthilfegruppen 
und Unterstützung speziell für Kinder 
und Jugendliche organisiert. Auch die 
Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. 
bietet Informationen und ein Netz von 
Angehörigengruppen, Beratungsstellen 
und Hilfemöglichkeiten an.

www.dgftd.de 
www.deutsche-alzheimer.de

Sabine Schweizer, 
Betreuungsstelle Angermünde

F I L M T I P P : 

Birnenkuchen mit Lavendel 

Regie: Éric Besnard 

Seit dem Tod ihres Mannes kümmert 
sich die junge Witwe Louise alleine um 
den Birnenhof in der Provence und 
um ihre beiden Kinder. Die Geschäfte 
gehen jedoch schlecht, die Schulden 
wachsen Louise über den Kopf, ihr 
Haus ist reparaturbedürftig, ihre Kin-
der sind aufsässig. Zu allem Unglück 
fährt sie vor ihrem Haus auch noch 
einen Fremden an. Dieser entpuppt 
sich als der Sonderling Pierre, der 
einen völlig eigenen Blick auf die Welt 
hat – und der genau das sein könnte, 
was Louise gerade braucht.

B U C H T I P P : 

Der Sonne nach

Autorin: Gabriele Clima 

Dario ist 16 und voller Wut. Einer, dem 
alles egal ist, vor allem, seitdem der 
Vater die Familie verlassen hat. Nach-
dem Dario in der Schule randaliert hat, 
wird er zu gemeinnütziger Arbeit ver-
donnert. Er soll sich um Andy küm-
mern, der im Rollstuhl sitzt und sich 
kaum mitteilen kann. ...
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Unterstützte Entscheidungsfindung im 
Rahmen der rechtlichen Betreuung
Der Gesetzgeber hat im Rahmen der Be-
treuungsrechtsreform 2023 das Konzept 
der „unterstützten Entscheidungsfin-
dung“ in die Vorschriften zur rechtlichen 
Betreuung integriert. Im § 1821 BGB ist 
die Unterstützung der betreuten Person 
bei der Besorgung ihrer Angelegenheiten 
und bei der Umsetzung ihrer Wünsche 
seither als zentrale Aufgabe verankert.

Hierzu heißt es in der  
Gesetzesbegründung:
„Im Rahmen der Unterstützung des Be-
treuten bei der Besorgung seiner rechtli-
chen Angelegenheiten ist nach Möglich-
keit eine Methode der „unterstützten 
Entscheidungsfindung“ anzuwenden.“ 

Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, 
dass das Konzept der „unterstützten 
Entscheidungsfindung“ immer noch  
sehr neu ist und es damit an einheitlich 
vorgegebenen Standards fehlt.

Ziel und Zweck der unterstützten 
Entscheidungsfindung
Die unterstützte Entscheidungsfindung 
im Rahmen der rechtlichen Betreuung 
zielt darauf ab, dass unterstützte Per
sonen ihr Leben selbstbestimmt nach 
Maßgabe der eigenen Wünsche, Rechte 
und des eigenen Willens gestalten.  

Sie sollen genau die Unterstützung er
halten, die sie gegebenenfalls benötigen, 
um eigene Entscheidungen treffen und 
wirksam umsetzen zu können. Vor 
missbräuchlicher Einflussnahme soll 
hierdurch geschützt werden. In diesem 
Kontext sollen die betreuten Personen in 
dem größtmöglichen Ausmaß an allen 
Entscheidungen beteiligt werden, die ihr 
eigenes Leben betreffen. Zweck der Un-
terstützten Entscheidungsfindung im 
Rahmen der rechtlichen Betreuung ist 
die praktische Umsetzung der formalen 
Vorgaben, die in Artikel 12 UN-BRK und 
§ 1821 BGB verankert sind.

Grundsätze der unterstützten 
Entscheidungsfindung
Unterstützte Entscheidungsfindung (UE) 
ist zu einem festen Baustein in der Praxis 
der rechtlichen Betreuung geworden.  
Die Unterstützung von betreuten Men-
schen und die Beachtung ihrer Wünsche 
steht damit zur Stärkung der Selbstbe-
stimmung von Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf im Mittelpunkt. Wie genau 

können Wille und Wünsche oder 
der mutmaßliche Wille des betreuten 
Menschen ergründet werden? Wie geht 
man mit Konflikten zwischen einzelnen 
Wünschen und den umsetzbaren Mög-
lichkeiten der betreuten Personen um? 
Wie reflektiert man sein eigenes Han-
deln? Dies und viele andere Aspekte sind 
bei unterstützter Entscheidungsfindung 
zu berücksichtigen. 
Zu diesem Thema gibt es zwischenzeit-
lich reichlich Seminare und Literatur.  
Die Lebenshilfe bietet eine Broschüre, 
die in Zusammenarbeit mit dem Betreu-
ten ausgefüllt werden kann, um dessen 
Willen und Wünsche besser ergründen 
zu können.
 

Silke Wiedemeier,  
für die Betreuungsstelle Frankfurt (Oder)

BestimmtSelbst

Eine Arbeitshilfe zur unterstützten 
Entscheidungsfindung in der rechtli-
chen Betreuung, ISBN-10 3886175898  
(Broschüre der Lebenshilfe)

Unterstützte Entscheidungsfindung  
in der Betreuungspraxis 

von Dagmar Brosey

ISBN-10 3846213101

S C H L U S S R E C H N U N G  

bei Beendigung der rechtlichen Betreuung:

Seit 1.1.2026 ist eine Schlussrech-
nungslegung im Falle der Beendigung 
einer rechtlichen Betreuung gemäß 
§ 1871 Abs. 1 BGB nur noch auf Verlan-
gen der ehemals rechtlich betreuten 
Person, deren Erb*innen oder sonsti-
gen Berechtigten anzufertigen. Es 
muss lediglich eine (Schluss-)Vermö-
gensübersicht mit der Versicherung 
der Richtigkeit und Vollständigkeit 
beim Betreuungsgericht eingereicht 
werden. Für die Versicherung reicht 
die einfache Schriftform. 

Befreite Betreuer*innen müssen auch 
bei Betreuerwechsel lediglich eine 
(Schluss-)Vermögensübersicht mit 
vorgenannter Versicherung anfertigen. 
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I N F O R M A T I O N S ­
V E R A N S T A L T U N G E N

Kostenfrei für ehrenamtliche 
Betreuer*innen, Bevollmächtigte 
und interessierte Bürger*innen

18.8.2026 
Betreuerwissen –  
Vortrag zu einem Fachthema  
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V.,  
Ringstraße 1, 03050 Cottbus	

20.8.2026, 16 UHR 
Erfahrungsaustausch 
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V.,  
Mahlsdorfer Straße 61, 15366 Hönow

26.8.2026, 16 UHR 
Erfahrungsaustausch  
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V.,  
Wilhelm-Liebknechtstraß 6 
03238 Finsterwalde

3.9.2026, 16 UHR 
Abgrenzung soziale und  
rechtliche Betreuung 
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V.,  
Mahlsdorfer Straße 61, 15366 Hönow

7.9.2026, 16 UHR 
Einführung in die rechtliche Betreuung 
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Clara-Zetkin-Str. 196, 14547 Beelitz

16.9.2026, 15 UHR 
Vermögenssorge  
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Str. des Friedens 5a. 16278 Angermünde

8.10.2026, 15 UHR 
Unterstützte Entscheidungsfindung    
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Str. des Friedens 5a. 16278 Angermünde

20.10.2026, 14.30 UHR 
Fortbildung für eB   
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Puschkinstr. 13, 2. OG Raum 2.25,  
16225 Eberswalde

21.10.2026, 10.15 UHR 
Welche Wohnform ist die richtige  
und wer finanziert?  
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Lehnitzstraße 30, Oranienburg

25.11.2026, 15.00 UHR 
Erfahrungsaustausch 
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Wilhelm- Liebknechtstraße 6,  
03238 Finsterwalde

2.12.2026, 13.00 UHR 
Wunschbefolgungspflicht –  
wo sind die Grenzen    
Betreuungsverein Lebenshilfe e. V., 
Feldmannstraße 6, 16816 Neuruppin

Weitere Termine entnehmen  
Sie bitte der Homepage

A K T U E L L E S  /  T E R M I N E

Klimawandel: Katastrophen 
nehmen weltweit zu … 
Vorsorgeempfehlungen für Krisen und Katastrophen  
in leichter Sprache

Im Katastrophenfall ist das Sterberisiko 
für Menschen mit Behinderungen bis zu 
viermal höher als für Menschen ohne 
Behinderungen. Die Gründe dafür sind 
vielfältig: Sie werden bei Vorsorgemaß-
nahmen nicht berücksichtigt, weil die 
Berichterstattung zur Katastrophe nicht 
barrierefrei stattfindet. Sie erhalten keine 
überlebenswichtigen Güter, weil die Aus-
gabestellen durch Barrieren versperrt 
sind. Oder sie sind von der Hilfe anderer 
Menschen abhängig, weil ihre Wohnun-
gen nicht barrierefrei sind.

Damit alle gut vor Katastrophen ge-
schützt sind, müssen Menschen mit 
Beeinträchtigung von Anfang an mitbe-
dacht und einbezogen werden. Nur so 
kann inklusiver Katastrophenschutz 
gelingen.

Definition: Katastrophenschutz 
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) definiert 
Katastrophenschutz so: „Der Katastro-
phenschutz (KatS) ist eine landesrechtli-
che Organisationsform der kommunalen 
und staatlichen Verwaltungen in den Län-
dern zur Gefahrenabwehr bei Katastro
phen, bei der alle an der Gefahrenabwehr 
beteiligten Behörden, Organisationen 
und Einrichtungen unter einheitlicher 
Führung durch die örtlich zuständige 
Katastrophenschutzbehörde zusammen-
arbeiten.“

Die häufigsten Katastrophen sind 
sogenannte Naturkatastrophen, wie:
	› Unwetter und Wirbelstürme,

	› Feuer- bzw. Brandkatastrophen,

	› schwere Erdbeben oder

	› Hochwasser und Überschwemmungen.

Das Zentrum für Inklusion im Rhein-
Neckar-Kreis hat eine Broschüre in 
leichter Sprache entwickelt, mit der 
Menschen mit Beeinträchtigungen gut 
informiert werden können. Die Bundes-
vereinigung der Lebenshilfe hat ebenfalls 
Hinweise zum Umgang mit Katastro-
phen auf ihrer Website:
www.lebenshilfe.de/informieren/familie/
inklusiver-katastrophenschutz 

Das Bundesamt für Katastrophenschutz 
hat auf seiner Website ebenfalls in ganz 
kurzen Punkten Hinweise aufgeschrieben:

www.bbk.bund.de/DE/Service/Leichte-
Sprache/LS-Ratgeber/ls-ratgeber_node

Gern kann Ihnen die Broschüre aus dem 
Rhein-Neckar-Kreis als PDF oder Aus-
druck zur Verfügung gestellt werden.
 

Anett Saxe, 
Betreuungsstelle Nauen

Vorsorgen für Krisen 
und Katastrophen 

Leichte Sprache

1 5



1 | 2 6

Gemeinsam Kraft tanken –  
Unterstützung ist möglich! 
Es gibt verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten für Urlaubsreisen mit einem volljährigen Kind 
mit Behinderung. Ziel ist es, die soziale Teilhabe des Menschen mit Behinderung zu fördern.

1. Pflegeversicherung: 
Verhinderungspflege/Kurzzeitpflege 
(gemeinsamer Jahresbetrag)
Wenn die pflegebedürftige Person einen 
Pflegegrad von 2 bis 5 hat, können Leis-
tungen der Pflegeversicherung für eine 
Ersatzpflege im Urlaub genutzt werden.

Seit dem 1.7.2025 gilt ein gemeinsamer 
Jahresbetrag für Verhinderungs- und 
Kurzzeitpflege.

Betrag: Bis zu 3.539 € pro Kalenderjahr 
(flexibel einsetzbar für Verhinderungs-
pflege oder Kurzzeitpflege)

Der Betrag kann z. B. genutzt werden für:

	› Finanzierung einer Begleitperson oder 
Assistenzkraft während des Urlaubs

	› Betreuung des volljährigen Kindes 
mit Behinderung zur Entlastung der 
Angehörigen

	› Eratzpflege zu Hause während einer 
Urlaubsreise der Angehörigen

	› Unterstützung bei Freizeit- und 
Teilhabeaktivitäten im Urlaub

Die Antragsstellung erfolgt bei der 
zuständigen Pflegekasse. Wichtig ist, 
dass die Leistungen beantragt und 
nachgewiesen werden.

Der Entlastungsbetrag (§ 45b SGB XI) 
beträgt monatlich 131 € (Stand 2026)  
bei Pflegegrad 1–5. Dieser kann auch im 
Urlaub für anerkannte Unterstützungs
angebote eingesetzt werden, z. B.:

	› stundenweise Betreuung

	› Assistenzleistungen

	› anerkannte Unterstützungs- und 
Betreuungsangebote

	› Entlastungsangebote für pflegende 
Angehörige 

Nicht verbrauchte Beträge können ins 
Folgejahr bis 30. Juni übertragen werden.

2. Eingliederungshilfe (§ 78 SGB IX)
Menschen mit Behinderung haben 
Anspruch auf Leistungen der Eingliede-
rungshilfe, wenn diese erforderlich sind, 
um eine gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zur ermöglichen.

Unter bestimmten Voraussetzungen 
können auch Urlaubsreisen unterstützt 
werden, insbesondere wenn diese der 
sozialen Teilhabe dienen. 
Mögliche Leistungen:

	› Reiseassistenz oder Assistenz  
im Urlaub

	› Begleitperson

	› pädagogische oder psychosoziale  
Unterstützung

	› Hilfe zur Teilhabe an Freizeitaktivitäten

Die Entscheidung erfolgt einzelfallbezo-
gen im Rahmen eines Teilhabeplans. 
Ansprechpartner ist der zuständige 
Träger der Eingliederungshilfe.

3. Familienerholung
Verschiedene Organisationen bieten 
speziell geförderte Urlaubsangebote für 
Menschen mit Behinderung und ihre 
Angehörigen an. Hierzu zählen:

	› Familienferienstätten mit barrierefreien 
Angeboten

	› betreute Urlaubsreisen für Erwachsene 
mit Behinderung (inklusive Freizeit- 
und Reiseangebote von Wohlfahrts
verbänden) 

Teilweise bestehen Landeszuschüsse 
oder Förderprogramme. In Brandenburg 
gibt es Landeszuschüsse für Familien 
mit geringem Einkommen. Der Antrag 
muss mindestens 6 Wochen vor Reise
beginn gestellt werden beim:

Landesamt für Soziale und Versorgung
Dezernat 53 – Ferienzuschüsse für 
Familienferienreisen
Lipezker Straße 45
03048 Cottbus
Tel.: 0355-2893853 oder 0355-2893800
familienferien@lasv.brandenburg.de

Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Bewil-
ligung der Leistungen – die Gewährung 
hängt von den verfügbaren Haushalts-
mitteln ab.

Bei der EUTB (Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung) kann man sich kosten-
los beraten lassen. Diese unterstützen 
auch beim Ausfüllen und Einreichen von 
Antragsunterlagen.

4. Steuerliche Entlastungen
Eltern können die Kosten eines Urlaubs 
mit ihrem behinderten Kind möglicher-
weise als außergewöhnliche Belastung 
steuerlich geltend machen, wenn zusätz-
liche Ausgaben durch die Behinderung 
entstehen.

Schritte zur Organisation:

1.	Beratung einholen: Kontaktaufnahme 
mit Pflegekasse, Eingliederungshilfe
träger, EUTB oder einer Familien
beratungsstelle.

2.	Anträge frühzeitig stellen: Pflegever
sicherung oder Sozialamt ansprechen.

3.	Reiseanbieter prüfen: Barrierefreie 
Angebote und Zuschüsse nutzen.

4.	Belege sorgfältig aufbewahren 

Susanne Freier, 
Betreuungsstelle Neuruppin

R E C H T
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Haftung in der gesetzlichen Betreuung – 
Verantwortung mit Augenmaß
Wir sind zu viert in unserer Lausitzer 
Betreuungsstelle. Vier Schreibtische, vier 
Persönlichkeiten – und vier unterschied
liche Arten, mit Verantwortung umzuge-
hen. Eine davon bin ich. Ich gehöre zu 
denen, die lieber einmal mehr nachfragen.

	› Habe ich das geprüft?

	› Brauche ich dafür vielleicht doch  
eine Genehmigung?

	› Und die Frist – bin ich mir da  
ganz sicher?

Manche nennen das gründlich. Andere 
vielleicht vorsichtig. Ich selbst nenne es: 
den inneren Textmarker. Er leuchtet zu-
verlässig auf, wenn irgendwo ein Risiko 
lauern könnte. Das ist manchmal an-
strengend – aber es hat einen Grund.

Denn von gesetzlichen Betreuer*innen 
wird Sorgfalt erwartet. Und zwar nicht 
ungefähr, sondern ziemlich genau. 
Betreuung bedeutet Verantwortung – 
für Entscheidungen, für Fristen, für 
Vermögen, für Lebenssituationen. Und 
natürlich stellt sich immer wieder die 
Frage: Was passiert eigentlich, wenn 
uns Betreuenden ein Fehler unterläuft?

Wann entsteht überhaupt ein 
Haftungsfall?
Haftungsfälle in der rechtlichen Betreu-
ung sind keine ständige Gewitterfront 
über unseren Schreibtischen. Sie sind 
eher wie seltene, aber laute Sommerge-
witter: Man hört sie von weitem, spricht 
darüber – und am Ende ziehen sie meist 
an einem vorbei.

Damit überhaupt Haftung entstehen 
kann, müssen drei Dinge zusammen-
kommen: ein entstandener Schaden, 
eine bestehende Pflicht und ein schuld-
hafter Verstoß dagegen. Beispiele können 
versäumte Fristen, nicht geltend gemach-
te Ansprüche oder eine problematische 
Geldanlage sein.

Ernst zu nehmen ist das alles – ja, um 
aufmerksam zu bleiben, aber ohne sich 
von der Sorge vor Fehlern beherrschen 
zu lassen.

Wenn Kritik nachhallt
Einmal wurde in unserer Betreuungs
stelle eine Erbschaft nicht korrekt ausge-
schlagen. Kurz darauf lag ein Schreiben 
des Gerichts auf dem Tisch – mit dem 
barschen Hinweis: „Es sollte von einem 
Betreuer zu erwarten sein, dass er den 
korrekten formellen Weg kennt!“ 

Die Angelegenheit ließ sich am Ende mit 
einer Nachlassinsolvenz klären und war 
juristisch weitaus schneller erledigt, als 
der Nachklang dieses Satzes. Kritik kann 
nachhallen. Manche stecken so etwas 
rasch weg. Andere – zu denen gehöre 
leider ich – denken länger darüber nach.

Das gehört wohl zur Verantwortung 
dazu: dass man sich Gedanken macht. 
Dass man nicht einfach zur Tagesord-
nung übergeht. Wichtig ist nur, dass aus 
Nachdenken keine dauerhafte Selbstver-
unsicherung wird.

Austausch statt Grübeln
Wenn Unsicherheit entsteht, hilft vor 
allem eines: sprechen. Im Kollegenkreis. 
Mit dem Betreuungsverein. Mit Men-
schen, die Erfahrung mitbringen und 
die Dinge einordnen können.

Manchmal hilft auch ein Perspektivwech-
sel. Eine nahe Angehörige von mir sagte 
einmal trocken: „In meinem Beruf führen 
Fehler mitunter zu Millionenschäden. Bei 
euch geht es um einen vergessenen An-
trag. Dafür gibt es Versicherungen.“

So nüchtern das klingt – sie hat nicht 
ganz unrecht.

Versicherungsschutz für ehrenamtliche 
Betreuer*innen
Ehrenamtliche gesetzliche Betreuer*in-
nen sind automatisch abgesichert. Mit 
der gerichtlichen Bestellung besteht über 
das Land Brandenburg eine Sammel
versicherung. 
Zuständig ist:

Bei Vermögensschäden:
R+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1
65189 Wiesbaden
E-Mail: schaden_haft_dir@ruv.de
(Betreff: Schaden Land Brandenburg)

Bei Sach- und Personenschäden:
Ecclesia Versicherungsdienst GmbH
Klingenbergstraße 4
32758 Detmold
E-Mail: ehrenamt@ecclesia.de

Die Beiträge trägt das Land. Versiche-
rungsschutz besteht bei einfacher und 
grober Fahrlässigkeit – nicht jedoch bei 
vorsätzlichem Handeln.

Bevor man jedoch an Formalitäten 
denkt, gilt auch hier: Erst das Gespräch 
suchen. Viele Unsicherheiten lassen sich 
klären, bevor sie zu einem juristischen 
Thema werden.

Verantwortung braucht ein Geländer
In all den Jahren ist in unserem näheren 
Umfeld kein gravierender Haftungsfall 
entstanden. Und dennoch tut es gut zu 
wissen, dass es eine Absicherung gibt.

Vielleicht ist es wie ein Geländer an einer 
steilen Treppe: Man hofft, es nie wirklich 
fest greifen zu müssen – aber es beru-
higt, dass es da ist.
Die Sorge, etwas falsch zu machen, 
begleitet viele Engagierte. Sie zeigt aber 
auch, dass man seine Aufgabe ernst 
nimmt. 
Und noch etwas zum Schluss:
Kritik bleibt manchmal lange im Kopf – 
aber Lob auch. Ein anerkennender Satz 
wie zum Beispiel „Das ist wirklich gut 
gelungen“ kann genauso nachwirken, 
vielleicht sogar noch länger. Und er 
trägt sich deutlich leichter. 

Christina Häusler, 
für die Betreuungsstelle Spremberg

Christina Häusler bei einer Beratung
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30 Jahre Betreuungsstelle Angermünde
Am 22.1.2026 feierte die Betreuungsstelle Angermünde ihr 30-jähriges Jubiläum. Mitreißend 
eingeleitet wurde die Veranstaltung von der Musikgruppe „Silberstern und Regenbogen“  
der Lebenshilfe Uckermark e.V. 

Zu den Gästen gehörten neben den 
ehrenamtlichen Betreuer*innen u. a.  
die Angermünder Bürgermeisterin, 
Vertreter*innen der Betreuungsbehörde 
und des Betreuungsvereins Lebenshilfe 
Brandenburg e. V., Kooperationspartner, 
die Betreuungsstellen Schwedt und Tem-
plin sowie betreute Personen. Büroleiter 
Stefan Schweizer und Geschäftsführer 
Kay-Uwe Lambrecht umrissen in ihren 
Redebeiträgen Rückblick und Ausblick 
der Betreuungsstelle. 

Am 1.12.1995 wurde das erste Büro der 
Betreuungsstelle in der Klosterstraße 47 
durch Frau Martina Rech eröffnet. Die Ar-
beit begann mit einfachster Ausstattung. 
Im November 1995 konnte der erste Per-
sonal Computer als gebrauchtes Model 
von der PCK AG für 100 DM erworben 
werden. In der Folgezeit kamen verschie-
dene Herausforderungen auf das sich 
bildende Betreuerteam zu. Es gab in den 

30 Jahren mehrere Änderungen des Be-
treuungs- und Sozialrechts. Durch die 
engagierte Qualifizierung der Mitarbei-
ter*innen  konnte das nötige fachliche 
Niveau gewährleistet werden.
Die Redner wiesen auch auf die wach-
sende Bedeutung der Querschnittsarbeit 
hin. Regelmäßig werden ehrenamtliche 
Betreuer*innen für ihre Tätigkeit ge-
schult. Bürger*innen können Beratung 
bezüglich Vorsorgevollmacht, Betreu-
ungs- und Patientenverfügung in An-
spruch nehmen.  

Die Gelegenheit, Grußworte weiterzuge-
ben, nutzten die Bürgermeisterin Frau 
Ute Erhardt, der Vorstandsvorsitzende 
des Betreuungsvereins, Herr Klaus Griehl, 
der Chefarzt der Klinik für Psychiatrie, 
Psychotherapie und Suchtmedizin des 
Krankenhauses Angermünde, Herr Dr. 
med. Lorenz Gold, die Vorsitzende der 
PSAG Uckermark, Frau Ulrike Schmoldt 
und Frau Martina Rech als ehemalige 

Betreuungsstellenleiterin. Sie zeichneten 
ein facettenreiches Bild über die Bedeu-
tung der Betreuungsarbeit für die Stadt. 
So lobten Herr Dr. Gold und Frau 
Schmold zudem die fruchtbare Zusam-
menarbeit an den jeweiligen Schnitt
stellen im Sozialraum zugunsten der 
betreuten Menschen. 

Die Veranstaltung bot eine gute Gelegen-
heit, ehrenamtliche Betreuer- und Hel-
fer*innen sowie betreute Personen für 
ihr Engagement zu würdigen. Es wurden 
seit den Anfangsjahren der Betreuungs-
stelle durchgehend 100 bis 120 ehren-
amtliche Betreuer*innen im Rahmen der 
Querschnittsarbeit begleitet. Eine dieser 
Ehrenamtlerinnen ist Sonja Schwartze, 
die ihre Tochter Anja seit 36 Jahren recht-
lich betreut und mit Unterstützung der 
Betreuungsstelle schon manche Heraus-
forderung meistern konnte.

Zur Würdigung ihres Engagements 
nahm auch sie neben Blumen einen von 
behinderten Menschen miterstellten 
Kunstkalender „Damshöher-Art“ und 
eine Tüte frisch gebackener „Lebens- 
hilfe-Plätzchen“ entgegen.

In seiner Rede erwähnte Herr Schweizer 
zudem, dass auch viele Menschen mit 
Betreuung durch Arbeit oder ehrenamt
liches Engagement einen wichtigen 
Beitrag zum Gemeinwesen leisten. 

Das Team vom Hotel 1912 sorgte hervor-
ragend für die Ausgestaltung und das 
leibliche Wohl der Gäste. 

Allen, die diesen Tag zu einem unver-
gesslichen Erlebnis machten, danken wir 
sehr herzlich.

Stefan Schweizer, 
Betreuungsstelle Angermünde

Team der Betreuungsstelle Angermünde
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Erste Gesundheitsmesse in 
Forst – gelungener Auftakt 
mit großer Resonanz
Am 18. April 2026 fand in Forst erstmals 
eine Gesundheitsmesse statt, die von 
der Stadt Forst in Kooperation mit dem 
Kompetenzzentrum der Stadt sowie 
der Techniker Krankenkasse organisiert 
wurde. Im Vorfeld waren alle Beteiligten 
gespannt, wie groß das Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger sein würde und 
wie gut dieses neue Angebot angenom-
men werden würde.

Die Messe wurde im Forster Museum 
für Textil- und Industriegeschichte 
Lausitz ausgerichtet und bot zahlreichen 
Ausstellern die Möglichkeit, ihre Angebo-
te rund um das Thema Gesundheit und 
Vorsorge zu präsentieren. Auch unsere 
Betreuungsstelle war mit einem Infor
mationsstand vertreten und nutzte die 
Gelegenheit, über Vorsorgeverfügungen 
zu informieren.

Der direkte Austausch mit den Besuche-
rinnen und Besuchern erwies sich als 
besonders wertvoll. Viele Interessierte 
nutzten die Gelegenheit, ihre Fragen 
direkt vor Ort zu stellen, die wir in 
persönlichen Gesprächen beantworten 
konnten. Mit einigen Bürgerinnen und 
Bürgern wurden darüber hinaus indivi
duelle Beratungstermine in unseren 
Büroräumen vereinbart, um spezifische 
Anliegen in Ruhe zu besprechen. Andere 

nahmen zunächst Informationsmaterial 
mit, um sich zu Hause intensiver mit 
den Themen auseinanderzusetzen und 
gegebenenfalls zu einem späteren Zeit-
punkt erneut auf uns zuzukommen.

Insgesamt waren wir sehr positiv über-
rascht von der hohen Besucherzahl und 
dem großen Interesse an den vielfältigen 
Angeboten der Messe. Es zeigte sich 
deutlich, dass der Bedarf an verständ
licher Information und persönlicher 
Beratung im Gesundheits- und Vorsorge-
bereich groß ist. Die kostenfreie Veran-
staltung wurde von vielen Bürgerinnen 
und Bürgern dankbar angenommen, die 
sich nicht nur bei uns, sondern auch bei 
den anderen Ausstellern umfassend 
informierten.

Die erste Gesundheitsmesse in Forst 
kann somit als voller Erfolg gewertet 
werden und hat eindrucksvoll gezeigt, 
wie wichtig solche niedrigschwelligen 
Informationsangebote für die Bevölke-
rung sind. Wir freuen uns, Teil dieser 
gelungenen Veranstaltung gewesen zu 
sein und hoffen, auch bei zukünftigen 
Messen wieder mitwirken zu können. 

Silke Richter, 
Betreuungsstelle Forst

Gesundheitsmesse Forst
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Betreuungsverein
Lebenshilfe Brandenburg e. V.

Standort Ansprechpartner und Adresse Kontakt und Sprechzeiten

Angermünde Stefan Schweizer
Gartenstraße 1 · 16278 Angermünde

Tel. 03331-24 39 0 · Fax 03331-2 51 88
angermuende@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr, 13–18 Uhr  
Do 9–12 Uhr, 13–16 Uhr
und nach Vereinbarung

Brandenburg 
an der Havel

Stefan Böttcher
Geschwister-Scholl-Straße 36 · Haus G
14776 Brandenburg an der Havel

Tel. 03381-20 18 12 · Fax 03381-20 18 13 
brandenburg@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr, 14–17 Uhr  
Do 9–12 Uhr, 14–17 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Cottbus/Land Katja Hollnick
Ringstraße 1 · 03050 Cottbus

Tel. 0355-4 30 47 55 · Fax 0355-4 30 47 57
cottbus@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr, 13–17 Uhr  
Fr 9–12 Uhr 
und nach Vereinbarung

Eberswalde Carmen Piechotka Bürohaus Ulrich Speicher
Friedrich-Ebert-Straße 12 · 16225 Eberswalde

Tel. 03334-23 75 06 · Fax 03334-2 97 42
eberswalde@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–11 Uhr, 13–17 Uhr 
Do 8–11 Uhr und 12–14 Uhr

Finsterwalde Diana Borgwardt 
Wilhelm-Liebknecht-Straße 6 · 03238 Finsterwalde

Tel. 03531-60 15 14 · Fax 03531-60 15 19 
finsterwalde@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr, 13–17 Uhr  
Do 9–12 Uhr, 13–16 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Forst (Lausitz) Christina Häusler
Cottbuser Straße 5 · 03149 Forst (Lausitz)

Tel. 03562-23 07 · Fax  03562-23 04
forst@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo 8.30–12.30 Uhr, 13–17 Uhr 
Di 8.30–13.30 Uhr  
Do 8.30–12.30 Uhr, 13–16 Uhr 
und nach Vereinbarung

Frankfurt 
(Oder)

Sandra Kunath
Logenstraße 8 · 15230 Frankfurt (Oder)

Tel. 0335-28 05 11 11 · Fax 0335-28 05 11 10 
ffo@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr  
Do 9–12 Uhr, 13–16 Uhr 
und nach Vereinbarung

Guben Christiane Kunst
Mittelstraße 17 · 03172 Guben

Tel. 03561-6 82 90 50 · Fax 03561-6 82 90 51 
guben@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 8–16 Uhr, Mi 8–16.30 Uhr
und nach Vereinbarung

Hönow Silke Wiedemeier 
Mahlsdorfer Straße 61 
15366 Hoppegarten/OT Hönow

Tel. 030-99 28 95 30 · Fax 030-99 28 95 50
sekretariat@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 13–16 Uhr, 
Do 9–12 Uhr,
und nach Vereinbarung

Königs  
Wusterhausen

Bianca Götz
Potsdamer Str. 52 · 15711 Königs Wusterhausen

Tel. 03375-29 46 20 · Fax 03375-29 57 20
kw@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–12 Uhr  
Do 9–12 Uhr, 13–18 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Nauen Anett Saxe
Dammstraße 7A · Haus E · 14641 Nauen

Tel. 03321-45 17 37 · Fax 03321-4 89 22
nauen@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Do 13–18 Uhr 
und nach Vereinbarung

Neuruppin Susanne Freier
Feldmannstraße 6 · 16816 Neuruppin

Tel. 03391-4 04 40 64 · Fax 03391-4 05 95 61
neuruppin@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo 13–16 Uhr, Di 8–12 Uhr             
jeden 2. & 4. Montag des 
Monats 13–18 Uhr 
und nach Vereinbarung

Oberhavel Achim Engelen
Lehnitzstraße 30 · 16525 Oranienburg

Tel. 03301-52 52 26 · Fax 03301-53 80 91
oberhavel@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di & Do 9–16.30 Uhr 
und nach Vereinbarung

Potsdam- 
Mittelmark

Annett Geißler
Tannenweg 2 · 14532 Stahnsdorf

Tel. 03329-61 44 26 · Fax 03329-61 44 25    
potsdam@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 9–17 Uhr 
Mi 10–18 Uhr 
und nach Vereinbarung

Rathenow Anett Saxe
Goethestraße 30 · 14712 Rathenow

Tel. 03385-51 58 65 · Fax 03385-51 58 67
rathenow@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 10–12 Uhr  
und nach Vereinbarung

Schwedt/ 
Oder

Janet Tank
Berliner Straße 52e · 16303 Schwedt/Oder

Tel. 03332-52 40 44 · Fax 03332-57 22 98
schwedt@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo 9–12 Uhr  
Di 8–12 Uhr und 13–17 Uhr 
Do 13–15 Uhr 

Senftenberg Romina Günter
Fischreiherstraße 5 · 01968 Senftenberg

Tel. 03573-7 99 00 10
senftenberg@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo 9–12 Uhr  
Mi 9–12 Uhr, 13–16 Uhr 
und nach Vereinbarung

Spremberg Matthias Herrmann
Dresdener Straße 22 · 03130 Spremberg

Tel. 03563-60 07 91 · Fax 03563-608 04 94
spremberg@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo–Do 9–12, 13.30–17 Uhr 
Fr 9–12 Uhr  
und nach Vereinbarung

Templin Nadin Wendland
Dargersdorfer Straße 58 · 17268 Templin

Tel. 03987-5 29 91 · Fax 03987-4 07 72
templin@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Di 14–17 Uhr, Mi 9–15.30 Uhr 
jeden 2. & 4. Dienstag im 
Monat 14–18 Uhr
Do 10–16 Uhr 
und nach Vereinbarung

Wittenberge Heike Liebner-Damrow
Perleberger Straße 18 · 19322 Wittenberge

Tel. 03877-6 06 62 · Fax 03877-7 92 40
wittenberge@lebenshilfe-betreuungsverein.de

Mo 10.30–15.30 Uhr 
Di 14–16 Uhr, Do 13–16 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Sprechen Sie uns an!
Wir sind Ihnen ein Ansprechpartner bei Fragen und Problemen im Betreuungsrecht. 
So finden Sie Ihre nächstgelegene Betreuungsstelle.
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